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Vorblatt 


Mühlenstrukturgesetz 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Durch den ständigen Rückgang des Mehlverbrauchs besteht in 
der Mühlenwirtschaft eine erhebliche Überkapazität. Die rd. 
5000 Mühlen sind durchschnittlich nur wenig über 50®/o aus- 
genutzt. Die Stillegungsaktion und das bis 31. Dezember 1971 
befristete Errichtungs- und Erweiterungsverbot aufgrund des 
Mühlengesetzes 1957 hat zwar zu einem Abbau von rd. 30% 
der Tagesleistungskapazitäten geführt. Der verbleibende Kapa- 
zitätsüberhang muß aber zur Schaffung einer leistungsfähigen 
Mühlenwirtschaft weiter abgebaut werden. Ein abrupter Über- 
gang in den freien Wettbewerb würde ruinöse Folgen für die 
mittelständische Mühlenwirtschaft und eine Konzentration der 
Vermahlung bei wenigen kapitalstarken standortgünstigen 
Großbetrieben bewirken. 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht eine abschließende Stillegungsaktion und 
eine auf fünf Jahre befristete Vermahlungsbegrenzung für alle 
Mühlen (außer Kleinmühlen), auf der Basis der Tagesleistung 
der Mühle vor. 

Die Mühlenstillegung wird durch Abfindungen gefördert, die 
aus einer Abgabe von 6 DM je Tonne verarbeiteten Getreides 
von den verbleibenden Mühlen gedeckt und die durch ein vom 
Bund verbürgtes Kapitalmarktdarlehen bis zu 100 Mio DM auf 
sechs Jahre vorfinanziert werden. 


Druck; Buchdrudcerei R, Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



Drudisadie VI/2554 


Deutscher Bundestag - 6, Wahlperiode 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Unmittelbar keine; jedoch Bundesbürgschaft bis zu 100 Mio DM 
für ein aus dem Abgabenaufkommen rückzahlbares Darlehen 
zur Vorfinanzierung der Stillegungsabfindungen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2. September 1971 

1/4 (IV/l)-700 05 -Mü 2/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über Maßnahmen zur Schaffung einer 
leistungsfähigen Struktur des Mühlengewerbes 
(Mühlenstrukturgesetz) 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 369. Sitzung am 9. Juli 1971 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ge- 
setzentwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zu § 15 

In Absatz 1 sind die Worte „wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe" durch die Worte „wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen" zu ersetzen. 

Begründung 

Anpassung an gleichartige Strafvorschriften. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Bundesregierung hat diesem Änderungsvorschlag des Bun- 
desrates zugestimmt. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat zwischen- 
zeitlich ihre Stellungnahme zu dem ihr zur Kenntnis gebrachten 
Gesetzentwurf der Bundesregierung übermittelt. Die Bundes- 
regierung leitet der Kommission ihre Antwort, in der den Be- 
denken der Kommission im wesentlichen Rechnung getragen 
wird, in Kürze zu. 

Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 
über Maßnahmen zur Schaffung einer 
leistungsfähigen Struktur des Mühlengewerbes 
(Mühlenstrukturgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER TEIL 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Inhalt des Gesetzes 

Auf Grund dieses Gesetzes werden eine abschlie- 
ßende Stillegungsaktion und eine die Stillegungs- 
aktion unterstützende Vermahlungsregelung für 
Brotgetreide durchgeführt. 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Mahlerzeugnisse im Sinne dieses Gesetzes 
sind die aus Roggen, Weichweizen oder Durumwei- 
zen hergestellten Erzeugnisse Mehl, Grieß, Dunst 
und Backschrot. Mühlen im Sinne dieses Gesetzes 
sind gewerbliche Betriebe, in denen Mahlerzeug- 
nisse für die menschliche Ernährung oder für tech- 
nische Zwecke hergestellt werden können. 

(2) Tagesleistung im Sinne dieses Gesetzes ist 
die Tagesleistung für die Herstellung von Mehl, 
Grieß und Dunst, die nach § 8 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Errichtung, Inbetriebnahme, Verlegung, 
Erweiterung und Finanzierung der Stillegung von 
Mühlen (Mühlengesetz) in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. September 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1057), zuletzt geändert durch das Kostenermäch- 
tigungs-Anderungsgesetz vom 23. Juni 1970 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 805), in Verbindung mit den §§ 2 
und 3 der Ersten Verordnung zur Durchführung des 
Mühlengesetzes vom 30. Juli 1957 (Bundesanzeiger 
Nr. 146 vom 2. August 1957) dem Vorstand der 
Mühlenstelle gemeldet worden ist, zuzüglich einer 
nach § 3 Abs. 1, 3, 3 b oder 4 des Mühlengesetzes 
vom Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (Bundesminister) genehmigten Erweite- 
rung der Tagesleistung. 

(3) Vermahlungsplafond im Sinne dieses Gesetzes 
ist die Getreidemenge, die von einer Mühle in einem 
Kalenderjahr zu Mehl, Grieß oder Dunst vermahlen 
werden darf. 

(4) Jahresvermahlung im Sinne dieses Gesetzes 
ist die Getreidemenge, die in einem Kalenderjahr zu 
Mahlerzeugnissen verarbeitet wird. 

(5) Sind nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
verarbeitete Getreidemengen zu ermitteln, gelten 
die Getreidemengen als verarbeitet, die in den der 


Mühlenstelle vorliegenden Durchschriften oder Ab- 
schriften der Meldungen nach der Neunzehnten 
Durchführungsverordnung zum Getreidegesetz vom 
25. Juni 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 434) angegeben 
sind. 

(6) Eine Mühle ist stillgelegt im Sinne dieses Ge- 
setzes, wenn durch geeignete Maßnahmen sicher- 
gestellt ist, daß Mahlerzeugnisse in der Mühle nicht 
mehr hergestellt werden können. 

§ 3 

Zuständigkeit und Aufsicht 

(1) Zuständig für die Durchführung dieses Geset- 
zes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen und Richtlinien ist die Mühlen- 
stelle, soweit in diesem Gesetz nichts anderes be- 
stimmt ist. 

(2) Die Mühlenstelle untersteht, soweit sie nach 
Absatz 1 zuständig ist, der Rechts- und Fachaufsicht 
des Bundesministers. 

(3) § 5 Abs. 4 Satz 2 und 3 des Getreidegesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. No- 
vember 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 900), zuletzt ge- 
ändert durch das Kostenermächtigungs-Änderungs- 
gesetz, findet im Rahmen dieses Gesetzes keine 
Anwendung. 

ZWEITER TEIL 

Förderung der Stillegung von Mühlen 

§ 4 

Voraussetzungen der Förderung 

(1) Die freiwillige Stillegung von Mühlen wird 
durch Gewährung von Abfindungen aus öffentlichen 
Mitteln gefördert. Für die Förderung dürfen nicht 
mehr als insgesamt neunundneunzig Millionen Deut- 
sche Mark verwendet v^erden. Die Mittel werden zu 
je einem Drittel für die Stillegung von Mühlen mit 
einer Jahresvermahlung bis eintausendzweihundert 
Tonnen Getreide (Gruppe 1), von mehr als eintau- 
sendzweihundert bis zehntausend Tonnen Getreide 
(Gruppe 2) und von mehr als zehntausend Tonnen 
Getreide (Gruppe 3) eingesetzt. Als Jahresvermah- 
lung wird die höchste Getreidemenge zugrunde ge- 
legt, die in einem der Kalenderjahre 1967, 1968 oder 
1969 zu NJahlerzeugnissen verarbeitet worden ist. 
Soweit die Förderungsmittel innerhalb der einzelnen 
in Satz 3 genannten Gruppen nicht benötigt werden, 
können sie für die Stillegung von Mühlen der an- 
deren Gruppen eingesetzt werden. 
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(2) Die Zahlung einer Abfindung im Einzelfall 
setzt voraus, daß 

1. der Inhaber der Mühle innerhalb von drei Mo- 
naten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes für 
die Stillegung eine Abfindung beantragt; ist der 
Inhaber nicht zugleich Eigentümer des Mühlen- 
grundstücks, ist die Zustimmung des Eigentü- 
mers erforderlich, 

2. durch die Stillegung der Mühle eine angemes- 
sene Streuung von Mühlen verschiedener Grö- 
ßenklassen im Bundesgebiet nicht beeinträchtigt 
wird, 

3. die Tagesleistung der Mühle, in der Mehl, Grieß 
oder Dunst hergestellt werden kann, eine Tonne 
übersteigt, oder in der Mühle, in der aus- 
schließlich Backschrot hergestellt werden kann, 
in einem der Kalenderjahre 1967, 1968 oder 1969 
mehr als 250 Tonnen Getreide zu Backschrot 
verarbeitet worden sind, 

4. die Mühle bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
nicht länger als ein Jahr, im Falle eines durch 
höhere Gewalt verursachten Schadens nicht län- 
ger als zwei Jahre geruht hat, 

5. der Inhaber der Mühle und, wenn der Inhaber 
nicht zugleich Eigentümer des Mühlengrund- 
stücks ist, auch dieser sich für dreißig Jahre 
verpflichtet, den Betrieb der Mühle nicht wieder 
aufzunehmen und den Vertrieb und die Lage- 
rung von Mahlerzeugnissen auf dem Mühlen- 
grundstück einzustellen, 

6. die Mühle spätestens mit Ablauf der in dem 
Bescheid über die Bewilligung einer Abfindung 
festgesetzten Frist stillgelegt wird, 

7. die Stillegung sowie die Einstellung des Ver- 
triebs und der Lagerung von Mahlerzeugnissen 
für dreißig Jahre durch die Eintragung einer be- 
schränkten persönlichen Dienstbarkeit im 
Grundbuch zu Gunsten der Bundesrepublik 
Deutschland sichergestellt wird; vor der Ein- 
tragung kann die Zahlung nur geleistet werden, 
wenn nach den Umständen des Einzelfalles als 
gesichert angesehen werden kann, daß die Ein- 
tragung erfolgen wird, 

8 der Inhaber der Mühle sich seinen von der Still- 
legung betroffenen Arbeitnehmern gegenüber 
für den Fall der Stillegung verpflichtet hat, Ab- 
findungen insoweit zu zahlen, als dies nach 
den Richtlinien, die von der Mühlenstelle nach 
Anhörung der zuständigen Organisationen der 
Arbeitnehmer aufgestellt werden, zur Milde- 
rung besonderer Härten erforderlich erscheint; 
dabei sind insbesondere die Dauer der Betriebs- 
zugehörigkeit der Arbeitnehmer, ihr Alter, die 
Arbeitsmarktlage und die Gefährdung oder 
Schmälerung einer zu erwartenden Sicherung 
für die Fälle der vorzeitigen Minderung der Er- 
werbstätigkeit, des Alters und des Todes zu 
berücksichtigen, 


9. der Inhaber der Mühle innerhalb der ihm ge- 
I setzten Frist der Mühlenstelle die verlangten 
i Auskünfte erteilt und Betriebsprüfungen (§ 14) 

I duldet und 

I 10. der Inhaber der Mühle und, wenn der Inhaber 
I nicht zugleich Eigentümer des Mühlengrund- 
stückes ist, auch dieser sich verpflichtet, im Falle 
einer Wiederaufnahme des Mühlenbetriebes 
eine Vertragsstrafe in Höhe von siebzig Deut- 
sche Mark je Tonne des zu Mahlerzeugnissen 
verarbeiteten Getreides an die Mühlenstelle 
zu zahlen; die Verpflichtung nach Nummer 5 
und die Sicherstellung nach Nummer 7 bleiben 
unberührt. 

Die Zahlung einer Abfindung ist ausgeschlossen, 
wenn ohne die nach § 1 Abs. 1 des Mühlengesetzes 
erforderliche Genehmigung die Mühle errichtet oder 
j der Betrieb der Mühle aufgenommen oder wieder- 
aufgenommen worden ist, oder wenn die Mühle 
nach § 9 stillgelegt werden soll. 

(3) Die Reihenfolge der abzufindenden Mühlen 
; innerhalb der einzelnen Gruppen nach Absatz 1 
! Satz 3 richtet sich nach dem Ausnutzungsgrad; Müh- 
I len mit höherem Ausnutzungsgrad haben den Vor- 
I rang vor Mühlen mit niedrigerem Ausnutzungsgrad, 
j Bei der Errechnung des Ausnutzungsgrades werden 
I 250 Arbeitstage und die höchste Getreidemenge zu- 
i gründe gelegt, die in einem der Kalenderjahre 1967, 
1968 oder 1969 zu Mehl, Grieß und Dunst verarbei- 
tet worden ist. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für 
i Mühlen, in denen ausschließlich Backschrot herge- 
j stellt werden kann. 


§ 5 

Höhe der Abfindung 

I 

I (1) Die Abfindung beträgt für jede Tonne Ge- 
i treide der höchsten Jahresvermahlung in einem der 
Kalenderjahre 1967, 1968 oder 1969 bei Verarbei- 
tung zu Mehl, Grieß und Dunst einhundertundzwan- 
zig Deutsche Mark und bei Verarbeitung zu Back- 
schrot zwanzig Deutsche Mark. 

(2) Für die in dem der Berechnung nach Absatz 1 
zugrunde gelegten Jahr nicht ausgenutzte Tages- 
leistung wird eine zusätzliche Abfindung in Höhe 
von eintausendfünfhundert Deutsche Mark je Tonne 
Tagesleistung gewährt. Die nicht ausgenutzte Tages- 
leistung ergibt sich aus der Tagesleistung nach Ab- 
j zug der ausgenutzten Tagesleistung; bei der Er- 
I rechnung der ausgenutzten Tagesleistung werden 
j 250 Arbeitstage zugrunde gelegt. 

! (3) Die Abfindung für die Verarbeitung von Ge- 

i treide zu Mehl, Grieß und Dunst nach Absatz 1 und 
die Abfindung nach Absatz 2 dürfen insgesamt nicht 
den Betrag übersteigen, der sich ergibt, wenn ein- 
hundertundzwanzig Deutsche Mark mit der Tages- 
leistung und der Zahl 250 multipliziert werden. 

(4) Außer den Abfindungen nach den Absätzen 1 
und 2 werden aus den bereitgestellten öffentlichen 
Mitteln auch die Beträge gezahlt, die der Inhaber 
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der Mühle auf Grund einer Vereinbarung nach § 4 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 seinen Arbeitnehmern zu zahlen 
verpflichtet ist, soweit die Beträge sich im Rahmen 
der dort genannten Richtlinien halten; diese Beträge 
werden unmittelbar an die Arbeitnehmer gezahlt. 
Ferner können ganz oder teilweise die Beträge er- 
stattet werden, die der Inhaber der Mühle aufzu- 
wenden oder zurückzustellen hat, um Abfindungen 
an Arbeitnehmer zu zahlen oder Versorgungsan- 
sprüche zu erfüllen, soweit er hierzu auf Grund 
gesetzlicher Bestimmungen, eines Tarifvertrages, 
einer vor dem 1. Januar 1971 abgeschlossenen Be- 
triebsvereinbarung, einer vor diesem Zeitpunkt ge- 
gebenen arbeitsvertraglichen Zusage oder einer be- 
trieblichen Übung verpflichtet ist. 

§ 6 

Verfahren 

(1) Die Zahlung der Abfindungen ncuh § 5 Abs. 1, 
2 und 4 Satz 1 sowie der Beträge nach § 5 Abs. 4 
Satz 2 ist bei der Miihloirstelie zu beantragen. 

(2) Die Mühlenstelle setzt die Abfindungen und 
Beträge nach Absatz 1 durch Bescheid f('st. Der Be- 
scheid wird unter der Bedingung erteilt, daß der An- 
tragsteller sich innerhalb von zwei Monaten nach 
Bekanntgabe schriftlich damit einverstanden er- 
klärt, die Mühle zu den in dem Bescheid genannten 
Voraussetzungen stillzulegen. Die Zahlungen wer- 
den erst geleistet, wenn die in § 4 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 6 und 7 genannten Voraussetzungen nachgewie- 
sen sind. 

(3) Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, die Einzelhei- 
ten des Verfahrens bei der Gewährung der Abfin- 
dungen und Beträge nach Absatz 1 zu regeln. 

§7 

Steuer- und sozialversicherungsrechtliche Behand- 
lung der Arbeitnehmerabfindungen 

Die in § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 genannten Abfin- 
dungen gelten, soweit sie an die Arbeitnehmer nach 
§ 5 Abs. 4 Satz 1 gezahlt worden sind, beim Arbeit- 
nehmer nicht als steuerpflichtige Einnahme im Sinne 
des Einkommensteuergesetzes, nicht als Einkommen, 
Verdienst oder Entgelt im Sinne der Sozialversiche- 
rung und nicht als Arbeitsentgelt im Sinne des 
Arbeitsförderungsgesetzes. 

DRITTER TEIL 
Vermahlungsbegrenzung 

§ 8 

Vermahlungsplafond 

(1) Jede Mühle erhält für die Dauer von fünf 
Jahren seit Inkrafttreten dieses Gesetzes einen Ver- 


mahlungsplafond. Es beträgt mindestens 1200 Ton- 
nen. Für Mühlen mit einer Tagesleistung von mehr 
als vier Tonnen setzt die Mühlenstelle von Amts 
wegen den Vermahlungsplafond fest. Er bemißt sich 
nach der Tagesleistung der Mühle, multipliziert mit 
250 Arbeitstagen, zuzüglich 15 Prozent, die höch- 
stens 6000 Tonnen betragen dürfen. Die Herstellung 
von Backschrot ist unbeschränkt zulässig. 

(2) Der Vermahlungsplafond wird auf Antrag von 
der Mühlenstelle erhöht, wenn die Mühle nachweist, 
daß sie 

1. in einem der Kalenderjahre 1967, 1968 oder 1969 
mehr vermahlen hat, als dem Vermahlungspla- 
fond nach Absatz 1 entspricht, und 

2. in dem gewählten Kalenderjahr an mehr als 250 
Tagen gearbeitet hat. 

Er bemißt sich nach der Tagesleistung der Mühle, 
multipliziert mit der nachgewiesenen Zahl der 
Arbeitstage, zuzüglich 15 Prozent, die höchstens 
6000 Tonnen betragen dürfen. 

(3) Die Mühlenstelle kann im Einzelfall auf An- 
trag mit Zustimmung des Bundesministers, der Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen herzustellen hat, und im Benehmen 
mit der für Ernährung und Landwirtschaft zuständi- 
gen obersten Landesbehörde den Vermahlungspla- 
fond erhöhen, wenn und soweit dies zur Sicherung 
der Versorgung der Bevölkerung mit Mehl, Grieß 
oder Dunst oder auf Grund einer besonderen Markt- 
situation erforderlich ist und die Ziele dieses Ge- 
setzes dadurch nicht beeinträchtigt werden. Die Ge- 
nehmigung kann befristet werden. 

(4) überschreitet eine Mühle den Vermahlungs- 
plafond, so hat sie einen Ausgleichsbetrag von sieb- 
zig Deutsche Mark je Tonne Mehrvermahlung an die 
Mühlenstelle zu entrichten; § 12 Abs. 1, 4, 5, 7 und 8 
findet entsprechende Anwendung. 

§9 

Erhöhung des Vermahlungsplafonds 
durch Zusammenlegung von Mühlen 

(1) Die Mühlenstelle erhöht auf Antrag den Ver- 
mahiungsplafond einer oder mehrerer Mühlen (auf- 
nehmende Mühlen) um die Vermahlungsmenge 
einer anderen stillzulegenden Mühle, wenn 

1. der Inhaber der anderen Mühle und, wenn der 
Inhaber nicht zugleich Eigentümer des Mühlen- 
grundstücks ist, auch dieser sich verpflichtet, die 
Mühle spätestens innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe der Entscheidung der Mühlenstelle 
stillzulegen und den Betrieb der Mühle für die 
Dauer von dreißig Jahren nicht wieder aufzu- 
nehmen, 

2. durch die Stillegung der anderen Mühle eine an- 
gemessene Streuung von Mühlen verschiedener 
Größenklassen im Bundesgebiet nicht beeinträch- 
tigt wird. 
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3, die andere Mühle bis zur Antragstellung in Be- 
trieb gewesen ist oder nicht länger als ein Jahr, 
im Falle eines durch höhere Gewalt verursachten 
Schadens nicht länger als zwei Jahre geruht hat 
und 

4. die Stillegung der anderen Mühle für dreißig 
Jahre durch die Eintragung einer beschränkten 
persönlichen Dienstbarkeit im Grundbuch zu 
Gunsten der Bundesrepublik Deutschland sicher- 
gestellt wird; vor der Eintragung kann der Ver- 
mahlungsplafond nur erhöht werden, wenn nach 
den Umständen des Einzelfalles als gesichert an- 
gesehen werden kann, daß die Eintragung er- 
folgen wird. 

Der Vermahlungsplafond darf bei keiner der auf- 
nehmenden Mühlen nach der Übernahme 50 000 
Tonnen überschreiten, es sei denn, die Entfernung 
zwischen der aufnehmenden und der stillzulegenden 
Mühle beträgt nicht mehr als dreißig Kilometer 
Luftlinie. In Ausnahmefällen kann auf Antrag die 
Grenze von 50 000 Tonnen überschritten werden, 
wenn dies auf Grund einer besonderen Marktsitua- 
tion erforderlich erscheint und die Ziele dieses 
Gesetzes dadurch nicht beeinträchtigt werden. 

(2) Die Anträge nach Absatz 1 sind bei der Müh- 
lenstelle zu stellen, die darüber im Benehmen mit 
den für Ernährung und Landwirtschaft zuständigen 
obersten Landesbehörden entscheidet. Die Entschei- 
dung ist auch dem Inhaber der stillzulegenden 
Mühle und, wenn der Inhaber nicht zugleich Eigen- 
tümer des Mühlengrundstückes ist, auch diesem be- 
kanntzugeben. 

(3) Der Vermahlungsplafond ist, wenn die Vor- 
aussetzungen nach Absatz 1 vorliegen, um die 
höchste Getreidemenge, die in der stillzulegenden 
Mühle in einem der drei der Antragstellung vor- 
hergehenden Kalenderjahre zu Mehl, Grieß oder 
Dunst verarbeitet worden ist, zu erhöhen. Die Ent- 
scheidung über die Erhöhung wird erst wirksam, 
wenn die Stillegung erfolgt ist. 

§ 10 

Verlegung von Mühlen 

(1) Die Verlegung einer Mühle, für die durch die 
Mühlenstelle ein Vermahlungsplafond festgesetzt 
ist, bedarf der Genehmigung. 

(2) Die Genehmigung wird nur erteilt, wenn 
durch die Verlegung eine angemessene Streuung 
von Mühlen verschiedener Größenklassen im Bun- 
desgebiet nicht beeinträchtigt wird. 

(3) § 9 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden. 

VIERTER TEIL 
Finanzierung 

§ 11 

Darlehen und Bürgschaft 

(1) Die Mühlenstelle kann ein Darlehen bis zu 
einhundert Millionen Deutsche Mark aufnehmen. 


(2) Der Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen übernimmt im Namen des Bundes für das Dar- 
lehen aus zu schaffenden Bürgschaftsermächtigungen 
eine Bürgschaft bis zur Flöhe von einhundert Millio- 
nen Deutsche Mark. 

§ 12 

Abgabe 

(1) Zum Zwecke der Rückzahlung und Verzinsung 
des Darlehens nach § 11 erhebt die Mühlenstelle in 
der Zeit vom 1. Januar 1972 bis spätestens 31. De- 
zember 1977 eine Abgabe von den Mühlen mit Aus- 
nahme der Mühlen mit einer Jahresvermahlung bis 
zu sechshundert Tonnen. Das Aufkommen aus der 
Abgabe kann auch unmittelbar zur Zahlung der 
Abfindungen nach § 5 und von Abfindungen für Ost- 
müller nach § 17 verwendet werden. 

(2) Die Abgabe beträgt sechs Deutsche Mark je 
Tonne Getreide, das zu Mahlerzeugnissen verarbei- 
tet worden ist. Von Mühlen, die im Kalenderjahr 
nicht mehr als eintausendzweihundert Tonnen Ge- 
treide zu Mahlerzeugnissen verarbeiten, wird die 
Abgabe nur für die doppelte Getreidemenge erho- 
ben, die über sechshundert Tonnen hinaus zu Mahl- 
erzeugnissen verarbeitet worden ist. 

(3) Soweit Mahlerzeugnisse aus dem Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes verbracht worden sind, 
wird keine Abgabe erhoben; eine bereits entrichtete 
Abgabe wird erstattet. Für die Umrechnung der 
Mahlerzeugnisse in Getreide gelten die Anlage zur 
Einundzwanzigsten Durchführungsverordnung zum 
Getreidegesetz vom 27. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1008) oder die an ihre Stelle tretenden Vorschrif- 
ten. 

(4) Die Abgabeschuld entsteht mit der Verarbei- 
tung des Getreides. Als Verarbeitung gilt jede Be- 
handlung des Getreides, die der Herstellung von 
Mahlerzeugnissen dient. 

(5) Abgabeschuldner ist der Inhaber der Mühle, 
in der das Getreide verarbeitet wird. Bei einem 
Wechsel des Inhabers haftet der neue Inhaber neben 
dem früheren Inhaber als Gesamtschuldner für die 
Abgabeschulden aus dem laufenden und dem vor- 
angegangenen Kalenderjahr. 

(6) Die Abgabe nach Absatz 2 Satz 1 wird auch 
erhoben, wenn Mahlerzeugnisse in den Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes mit Ausnahme der Zollfrei- 
gebiete und Zollausschlüsse verbracht werden. Sie 
wird insoweit durch die Bundesfinanzbehörden er- 
hoben. Die Vorschriften für Zölle gelten sinngemäß. 
Dies gilt auch dann, wenn Zoll nicht zu erheben ist. 
Die Vorschriften über den Zahlungsaufschub finden 
keine Anwendung. Die Umrechnung der Mahler- 
zeugnisse in Getreide erfolgt nach Absatz 3 Satz 2. 
Die Bundesfinanzbehörden sind befugt, dem Bundes- 
minister und der Mühlenstelle Auskünfte über Um- 
stände zu erteilen, die im Zusammenhang mit der 
Abgabe stehen. Die nach Satz 1 aufgekommenen 
Beträge dürfen nicht für die Rückzahlung und Ver- 
zinsung des Darlehens nach § 1 1 und nicht zur Zah- 
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lung der Abfindungen nach § 5 und von Abfindun- 
gen für Ostmüller nach § 17 oder sonst zur Unter- 
stützung der Mühlenwirtschaft verwendet werden. 

(7) Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, die Höhe der 
Abgabe unter Berücksichtigung der zur Rückzahlung 
und Verzinsung des Darlehens erforderlichen Mittel 
zu senken und Vorschriften über die Fälligkeit der 
Abgabe, das Verfahren bei der Erhebung der Ab- 
gabe sowie über die Feststellung der Voraussetzun- 
gen der Erstattung nach Absatz 3 und das Verfahren 
der Erstattung zu erlassen. Die §§ 18 bis 20 des Ver- 
waltungskostengesetzes vom 23. Juni 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 821) finden außer im Falle des Ab- 
satzes 6 entsprechende Anwendung. 

(8) über die Verwendung von Überschüssen aus 
den Abgaben entscheidet der Bundesminister im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen. 

§ 13 

V erwaltungskosten 

Die Abgabe nach § 15 Abs. 1 des Getreidegesetzes 
kann auch zur Deckung der Verwaltungskosten, die 
der Mühlenstelle bei der Durchführung dieses Ge- 
setzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlasse- 
nen Rechtsverordnungen und Richtlinien entstehen, 
verwendet werden. 

FÜNFTER TEIL 
Gemeinsame Vorschriften 

§ 14 

Auskunftspflicht 

(1) Die Mühlenbetriebe haben dem Bundesmini- 
ster und der Mühlenstelle und ihren Beauftragten 
die für die Durchführung dieses Gesetzes erforder- 
lichen Auskünfte zu erteilen. Die vom Bundesmini- 
ster oder der Mühlenstelle beauftragten Personen 
sind befugt, Grundstücke, Geschäftsräume und zur 
Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung auch Wohnräume des Aus- 
kunftspflichtigen zu betreten, dort Prüfungen und 
Besichtigungen vorzunehmen und die geschäftlichen 
Unterlagen des Auskunftspflichtigen einzusehen. 
Der Auskunftspflichtige hat die Maßnahmen nach 
Satz 2 zu gestatten; das Grundrecht der Unverletz- 
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgeset- 
zes) wird insoweit eingeschränkt. 

(2) Die Verpflichtungen nach Absatz 1 bestehen 
auch nach Stillegung der Mühle. 

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die 
Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Be- 
antwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten An- 
gehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten aussetzen würde. 


§ 15 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Frei- 
heitsstrafe bis zu zwei Jahren; daneben kann auf 
Geldstrafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, 
wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, un- 
befugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 16 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 10 Abs. 1 eine Mühle ohne Geneh- 
migung verlegt oder 

2. entgegen § 14 eine Auskunft nicht, nicht recht- 
zeitig, nicht richtig oder nicht vollständig erteilt 
oder den Zutritt zu Grundstücken, Geschäfts- 
oder Wohnräumen, die Vornahme von Prüfun- 
gen oder Besichtigungen oder die Einsichtnahme 
in geschäftliche Unterlagen nicht gestattet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 1 mit einer Geldbuße bis zu 
einhunderttausend Deutsche Mark, in den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 2 mit einer Geldbuße bis 
zu zehntausend Deutsche Mark geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
die Mühlenstelle. 

SECHSTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 17 

Abfindungen für Ostmüller 

(1) Ostmüllern, die nach den Richtlinien für die 
Mühlenstelle über die berufsgleiche Eingliederung 
dei' Ostmüller nach § 75 Abs. 3 des Bundesvertriebe- 
nengesetzes vom 1. September 1955 (Bundesanzeiger 
Nr. 206 vom 25. Oktober 1955), vom 8. August 1958 
(Bundesanzeiger Nr. 154 vom 14. August 1958) und 
vom 13. Juni 1960 (Bundesanzeiger Nr. 118 vom 
23. Juni 1960) gefördert worden sind, können aus 
öffentlichen Mitteln bis zum Betrage von insgesamt 
einer Million Deutsche Mark Abfindungen gewährt 
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werden, wenn sie eine nach diesen Richtlinien ge- 
förderte selbständige Erwerbstätigkeit nach dem 
30. Juni 1962 aus einem von ihnen nicht zu vertre- 
tenden Grunde beendet haben. 

(2) Die näheren Einzelheiten werden durch Richt- 
linien des Bundesministers im Einvernehmen mit 
den Bundesministern für Wirtschaft und Finanzen 
und des Innern festgelegt. 

§ 18 

Außerkrafttreten von Vorschriften 

Außer Kraft treten: 

1. § 6 des Getreidegesetzes in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 24. November 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 900), zuletzt geändert durch 
das Kostenermächtigungs-Änderungsgesetz vom 
23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805), 

2 . 


3. die Fünfte Verordnung zur Durchführung des 
Mühlengesetzes vom 19. Juni 1959 (Bundes- 
anzeiger Nr. 115 vom 20. Juni 1959), 

4. die Siebente Verordnung zur Durchführung des 
Mühlengesetzes vom 27. Juni 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1007). 

§ 19 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 20 

Inkrafttreten 


die Dritte Verordnung zur Durchführung des i § 6 Abs. 3 und § 12 Abs. 7 treten am Tage nach 
Mühlengesetzes vom 3. Dezember 1957 (Bundes- der Verkündung in Kraft, im übrigen tritt dieses 
anzeiger Nr. 234 vom 5. Dezember 1957), | Gesetz am 1. Januar 1972 in Kraft. 
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Begründung 


1. Allgemeiner Teil 

1. Geschichtliche Entwicklung und gegenwärtige 
Situation der Mühlenwirtschaft 

Im Jahre 1957 arbeiteten in der Bundesrepublik 
9 513 Mühlen (ohne Durumweizenmühlen) mit 
einer täglichen Vermahlungskapazität (Tageslei- 
stung) von insgesamt 50 864 Tonnen und einer 
Gesamtvermahlung von 6 103 132 Tonnen Brot- 
getreide. Der durchschnittliche Ausnutzungsgrad 
dieser Mühlen lag bei 48®/o. Mehr als die Hälfte 
der vorhandenen Kapazitäten wurde also nicht 
genutzt. Der Ausnutzungsgrad war in den nach der 
Tagesleistung eingeteilten Gruppen der Mühlen 
sehr unterschiedlich. Bei den kleinen Mühlen bis 
5 Tonnen Tagesleistung betrug die Ausnutzung 
nur knapp 20 Vo, von Gruppe zu Gruppe stieg sie 
an und erreichte bei den Mühlen über 150 Ton- 
nen Tagesleistung 88 Vo. Die Vermahlung kon- 
zentrierte sich in zunehmendem Maße bei den 
meist an Wasserstraßen und in den Häfen ge- 
legenen Großmühlen. 

Aus Gründen der Ernährungssicherung, der 
Sicherung der Aufnahme der deutschen Getreide- 
ernte und des Mittelstandsschutzes wurde zur 
Verringerung der vorhandenen Überkapazitäten 
in der Mühlenwirtschaft nach dem Mühlengesetz 
vom 27. Juni 1957 eine Sanierungsaktion durch- 
geführt. Danach erhielten Mühlen, die ihren Be- 
trieb stillegten, eine Abfindung auf der Grund- 
lage ihrer gemeldeten Tagesleistung. Zur Vor- 
finanzierung der Abfindungen wurde auf dem 
Kapitalmarkt ein Darlehen aufgenommen. Zum 
Zwecke der Rückzahlung und Verzinsung dieses 
Darlehens wird von den Mühlen bis zum 31. De- 
zember 1975 eine Abgabe in Höhe von 2,10 Deut- 
sche Mark pro Tonne des in der Handelsmüllerei 
und von 1,05 Deutsche Mark pro Tonne des in 
der Lohn- und Umtauschmüllerei verarbeiteten 
Brotgetreides erhoben. Gleichzeitig wurde ein 
Genehmigungsvorbehalt für die Errichtung neuer 
und die Erweiterung vorhandener Mühlenkapa- 
zitäten eingeführt; eine entsprechende Genehmi- 
gung kann nur in besonders begründeten Aus- 
nahmefällen erteilt werden. Dieses grundsätz- 
liche Errichtungs- und Erweiterungsverbot endet 
am 31. Dezember 1971. 

Durch die gesetzliche Stillegung von 10 000 Ton- 
nen Tagesleistung auf Grund des Mühlengeset- 
zes von 1957 in den Jahren 1957 bis 1962, die 
Stillegungen durch die Mühlenkartelle (ca. 3 000 
bis 4 000 Tonnen Tagesleistung) und sonstige 
Betriebsaufgaben sind insgesamt 15 275 Tonnen 
Tagesleistung abgebaut worden. Im Jahre 1970 
arbeiteten noch 5 088 Mühlen (ohne Durumwei- 
zenmühlen) mit einer Tagesleistung von 35 589 
Tonnen und einer Gesamtvermahlung von 


4 936 172 Tonnen Brotgetreide. Der Ausnutzungs- 
grad ist gegenüber 48 Vo im Jahre 1957 auf 
53,5 o/o gestiegen. Bei den Kleinmühlen hat der 
Ausnutzungsgrad im Durchschnitt abgenommen, 
während im Bereich der Mühlen zwischen 
10 Tonnen und 150 Tonnen Tagesleistung eine 
Steigerung des Ausnutzungsgrades festzustellen 
ist. Trotz des Abbaues von rund 30 o/o der Tages- 
leistungskapazitäten seit 1957 sind die jetzt noch 
vorhandenen Kapazitäten in der Müllerei im 
Durchschnitt nur wenig mehr als zur Hälfte aus- 
gelastet. Diese Tatsache beruht im wesentlichen 
auf folgenden Gründen. 

Mit den im Jahre 1957 der Mühlenstelle gemel- 
deten Kapazitäten kann heute auf Grund des 
technischen Fortschritts eine erheblich größere 
Leistung erzielt werden. Außerdem hat die Ge- 
samtvermahlung seit 1957 um rund 1 000 000 
Tonnen Brotgetreide abgenommen, weil der Brot- 
getreideverbrauch in der Bundesrepublik laufend 
zurückgegangen ist. Der Pro-Kopf-Verbrauch 
weist auch zur Zeit noch eine absinkende Ten- 
denz auf, die durch das Wachstum der Bevölke- 
rung nicht voll ausgeglichen wird. Durch diesen 
Vermahlungsrückgang sind unter Zugrunde- 
legung von 250 Arbeitstagen 4 000 Tonnen Ta- 
gesleistung frei geworden. Die überschüssigen 
Kapazitäten lassen sich wie folgt errechnen. 

Die gegenwärtige Vermahlung von rund 5 000 000 
Tonnen Brotgetreide pro Jahr entspricht dem 
Gesamtbedarf der Bevölkerung und dem Export- 
volumen. Zur Verarbeitung dieser Getreide- 
menge ist unter Zugrundelegung von 250 Ar- 
beitstagen im Jahr bei 24stündiger Vermahlung 
pro Tag eine Kapazität von 20 000 Tonnen 
Tagesleistung erforderlich. Da eine Mühle aus 
technischen Gründen nicht ununterbrochen arbei- 
ten kann und eine gewisse Reservekapazität 
auch aus Gründen des Wettbewerbs erforderlich 
ist, kann bei der Errechnung der Bedarfskapazität 
nur eine Ausnutzung der Mühlen von 80®/o ein- 
gesetzt werden. Demnach beläuft sich die Be- 
darfskapazität auf 25 000 Tonnen Tagesleistung. 
Dagegen beträgt die vorhandene Kapazität aller 
Mühlen noch ca. 35 000 Tonnen Tagesleistung. 
Von dem Uberschuß von 10 000 Tonnen können 

5 000 Tonnen Tagesleistung der kleineren Müh- 
len abgesetzt werden, weil diese Mühlen keine 
nennenswerte Marktbedeutung haben und in 
einem freien Wettbewerb aus Personalmangel 
und sonstigen Gründen ihren Ausnutzungsgrad 
im allgemeinen nicht werden steigern können; 
bereits jetzt legen jährlich ca. 250 kleinere Müh- 
len ihren Betrieb still. Die überschüssigen markt- 
wirksamen Kapazitäten betragen deshalb rund 
5 000 Tonnen Tagesleistung; das entspricht bei 
250 Arbeitstagen einer Jahresvermahlung von 
1 250 000 Tonnen Brotgetreide. 
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2. Notwendigkeit einer neuen gesetzlichen Mühlen- 
sanierungsaktion 

In der Begründung zum Sechsten Gesetz zur Än- 
derung des Mühlengesetzes vom 26. August 1969 
(BGBl. I S. 1405), durch das das grundsätzliche 
Errichtungs- und Erweiterungsverbot um 2 Jahre 
bis zum 31. Dezember 1971 verlängert worden 
ist, hatte die Bundesregierung angesichts des 
Kapazitätsüberhanges in der Mühlenwirtschaft 
geeignete Strukturmaßnahmen zur Schaffung 
einer leistungsfähigen Mühlenwirtschaft in Aus- 
sicht gestellt, bevor die Mühlenwirtschaft in den 
freien Wettbewerb entlassen werden könne. 

Wenn die bis Ende Juli 1971 befristeten Mühlen- 
kartelle auslaufen, die zur Zeit noch die Preisent- 
wicklung auf dem Mehlmarkt und die Vermah- 
lungsmengen regulieren, wird sich der Wettbe- 
werb auf dem Mehlmarkt der Bundesrepublik 
erheblich intensivieren. Würde nach dem 31. De- 
zember 1971 (Auslaufen des grundsätzlichen Er- 
richtungs- und Erweiterungsverbotes) übergangs- 
los die volle Liberalisierung eintreten, so ist ein 
derartig rigoroser Wettbewerbskampf in der 
deutschen Mühlenwirtschaft um die Marktanteile 
zu befürchten, daß auch Betriebe - vor allem 
Klein- und Mittelmühlen - zur Aufgabe gezwun- 
gen werden, die bei ruhigeren Marktverhält- 
nissen durchaus existenzfähig sind. Es muß also 
damit gerechnet werden, daß bei einem abrupten 
Übergang in den freien Wettbewerb die Entwick- 
lung zu einer unerwünschten und irreversiblen 
Struktur der Mühlenwirtschaft führt - Konzentra- 
tion der Vermahlung bei wenigen kapitalstarken 
Großbetrieben, insbesondere an den Wasser- 
straßen des Westens -, die bei einem schritt- 
weisen und geplanten Vorgehen nicht eintreten 
würde. Dadurch könnten in Krisenzeiten, schon 
bei örtlich begrenzten Unruhen, ernsthafte Ver- 
sorgungsschwierigkeiten auftreten. Bei einem 
weitgehenden Ausscheiden der Mühlen in den 
Erzeugergebieten wäre der Absatz der deutschen 
Getreideernte in dem bisherigen Umfang gefähr- 
det. Erhebliche soziale Härten wären die Folge 
dieses Konzentrationsprozesses. 

Die Erhaltung einer gesunden Struktur und 
Streuung von leistungsfähigen Mühlen aller 
Größenklassen, die sich im freien Wettbewerb 
behaupten können, ist aus Gründen der Ernäh- 
rungssicherung, eines überragenden Gemein- 
schaftsgutes, aus Gründen der Aufnahme der 
deutschen Getreideernte und des Mittelstands- 
schutzes dringend geboten. Die endgültige Über- 
führung der Mühlenwirtschaft in den freien 
Wettbewerb muß deshalb durch befristete und 
die bisherigen Bemühungen abschließende staat- 
liche Maßnahmen vorbereitet werden. 

Zunächst sollen die vorhandenen Uberkapazitä- 
ten in der Mühlenwirtschaft durch eine Still- 
legungsaktion abgebaut werden. Die stillzule- 
genden Mühlen erhalten Abfindungen auf der 
Grundlage ihrer Vermahlung, nicht - wie bei der 


Stillegungsaktion von 1957 - nach ihrer Tages- 
leistung, damit effektive Vermahlungskapazitä- 
ten in dem erforderlichen Umfang ausscheiden. 
Da zur Zeit noch nicht bekannt ist, wie viele 
Mühlen welcher Größenklassen und mit welchem 
Ausnutzungsgrad sich für die Förderung der 
Stillegung melden werden, kann bei einem an- 
genommenen durchschnittlichen Ausnutzungs- 
grad von 50-70 ^/o damit gerechnet werden, daß 
bei einer Stillegung der überschüssigen Vermah- 
lungskapazitäten in Höhe von 5 000 Tonnen Ta- 
gesleistung (1 250 000 Tonnen Jahresvermahlung) 
etwa 700 000-750 000 Tonnen effektive Jahres- 
vermahlung ausscheiden. Die erforderlichen Mit- 
tel können, da Haushaltsmittel nicht zur Ver- 
fügung stehen, nur von den Mühlen in Form 
einer Abgabe aufgebracht werden. Zur Vorfinan- 
zierung wird ein Darlehen aufgenommen, für das 
der Bund eine Bürgschaft stellt. 

Die Stillegungsaktion reicht jedoch nicht aus, um 
das Ziel der Sanierungsmaßnahmen zu erreichen. 
Es muß vielmehr einerseits verhindert werden, 
daß um die durch die Stillegungsaktion frei wer- 
denden Marktanteile ein strukturgefährdender 
Wettbewerb ausgelöst wird; andererseits muß 
allen Mühlen, insbesondere den Klein- und Mit- 
telmühlen, die Chance geboten werden, die Ren- 
tabilität ihres Betriebes zu verbessern und sich 
- gegebenenfalls durch planvolle Betriebsinve- 
stitionen und Kapazitätsausweitungen - auf den 
freien Wettbewerb vorzubereiten. Die Still- 
legungsaktion wird deshalb durch eine Vermah- 
lungsbegrenzung für alle Mühlen mit Ausnahme 
der Kleinmühlen ergänzt, um auch den Klein- 
und Mittelmühlen die Möglichkeit zu geben, ihre 
Marktposition durch Übernahme frei werdender 
Marktanteile zu stärken. Jede Mühle erhält auf- 
grund ihrer gemeldeten Tagesleistung einen Ver- 
mahlungsplafond, der im Falle einer nachgewie- 
senen höheren Vermahlung heraufgesetzt wer- 
den kann; eine generelle Erhöhung um 15®/o bis 
höchstens 6 000 Tonnen Jahresvermahlung gibt 
ausreichenden Spielraum für eine Ausweitung 
der Vermahlung. Die Vermahlungsbegrenzung 
wird auf 5 Jahre befristet. Damit haben alle 
weiter arbeitenden Mühlen genügend Zeit, sich 
auf den danach folgenden freien Wettbewerb 
einzurichten. Nach diesen 5 Jahren wird es 
keine weiteren staatlichen Sanierungsmaßnah- 
men geben. 

3. Zuständigkeit des Bundes 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes für 
die Vorschriften dieses Gesetzes folgt aus Arti- 
kel 74 Nr. 17 des Grundgesetzes. 

4. Kosten 

Dem Bund entstehen durch dieses Gesetz unmit- 
telbar keine Kosten. Die Mühlenstelle nimmt auf 
dem Kapitalmarkt ein Darlehen auf in Höhe bis 
zu 100 000 000,“ Deutsche Mark zur Finanzierung 
der Stillegungsförderung und der Abfindungen 
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für Ostmüller. Dieses Darlehen wird durch eine 
Bürgschaft des Bundes abgesichert. Von den wei- 
ter arbeitenden Mühlen wird für die Dauer von 
6 Jahren eine Abgabe in Höhe von bis zu 
6 Deutsche Mark pro Tonne verarbeiteten Brot- 
getreides erhoben. Diese Abgabe wird so bemes- 
sen, daß mit diesem Aufkommen die Kosten für 
die Tilgung und Verzinsung des Darlehens ge- 
deckt werden und der Bund aus der Bürgschaft 
nicht in Anspruch genommen wird. Soweit das 
Aufkommen aus der Abgabe dafür nicht benötigt 
wird, kann es unmittelbar für die Förderung der 
Stillegung und für die Zahlung von Abfindungen 
für Ostmüller verwendet werden. 

5, Preiswirkungsklausel 

Über die Auswirkungen der in § 12 des Gesetz- 
entwurfs vorgesehenen Abgabe von 6,- Deutsche 
Mark pro Tonne verarbeiteten Brotgetreides las- 
sen sich zur Zeit noch keine genauen Angaben 
machen. Auf Mehl umgerechnet beträgt die Be- 
lastung etwa 0,90 Deutsche Mark pro Doppel- 
zentner. Es besteht jedoch die begründete Erwar- 
tung, daß diese Belastung jedenfalls längerfristig 
nicht zu einer spürbaren Erhöhung des Preis- 
niveaus führen wird. Denn der Wettbewerb auf 
dem Mehlmarkt wird sich nach dem Auslaufen 
der bis zum 31. Juli 1971 befristeten Mühlenkar- 
telle, die zur Zeit noch Preisentwicklung und 
Vermahlungmengen regulieren, erheblich ver- 
schärfen-, dadurch wird eine Abwälzung der Be- 
lastung erschwert. Außerdem wird den weiter 
arbeitenden Mühlen durch die mit diesem Gesetz 
angestrebte Stillegung überschüssiger Kapazitä- 
ten eine bessere Auslastung ihrer Kapazitäten 
ermöglicht, so daß sie diese Belastung selbst 
tragen können. 


II. Besonderer Teil 

Zu § 1 

In dieser Vorschrift wird klargestellt, daß nach 
Durchführung der Stillegungsaktion und nach Aus- 
laufen der auf 5 Jahre befristeten Vermahlungs- 
regelung die Mühlenwirtschaft endgültig in den 
freien Wettbewerb entlassen wird. Danach wird es 
keine staatlichen Sanierungsmaßnahmen mehr 
geben. 

Zu § 2 
Absatz 1 

Unter Mahlerzeugnissen sind im Rahmen dieses 
Gesetzes die genannten Erzeugnisse unabhängig 
von ihrer Verwendung zu verstehen. Das Gesetz gilt 
entsprechend der Regelung im bisherigen Mühlen- 
gesetz nur für gewerbliche Betriebe, in denen Brot- 
getreide für die menschliche Ernährung oder für 
technische Zwecke verarbeitet wird. Die Herstellung 
von Futtermitteln wird durch dieses Gesetz nicht 
berührt. 


Absatz 2 

Nach § 8 Absatz 1 des bisherigen Mühlengesetzes 
hatten die Mühlen dem Vorstand der Mühlenstelle 
ihre Tagesleistung zu melden. Unter Tagesleistung 
ist die Getreidemenge zu verstehen, die in einer 
Mühle während einer ununterbrochenen Betriebs- 
dauer von 24 Stunden ständig verarbeitet werden 
kann (erreichbare Höchstleistung). Diese von den 
Mühlen gemeldete Tagesleistung ist auch im Rah- 
men dieses Gesetzes maßgebend, zuzüglich einer 
vom Bundesminister genehmigten Erweiterung der 
Tagesleistung. Die Bestimmungen dieses Gesetzes 
beschränken sich auf die Tagesleistung für die Her- 
stellung von Mehl, Grieß oder Dunst. Backschrot- 
Tagesleistungen bleiben im Rahmen dieses Gesetzes 
unberücksichtigt, weil sie überwiegend nur in gerin- 
gem Umfang ausgenutzt werden und deshalb von 
geringerer wirtschaftlicher Bedeutung sind. 

Absatz 3 

Durch die in diesem Gesetz vorgesehene Vermah- 
lungsregelung erhält jede Mühle eine Höchstmenge 
zugeteilt, die sie jährlich zu Mehl, Grieß oder Dunst 
verarbeiten darf; diese Höchstmenge wird als Ver- 
mahlungsplafond bezeichnet. Die Verarbeitung von 
Getreide zu Backschrot unterliegt keiner Beschrän- 
kung. 

Absatz 4 

Maßgebend für die Ermittlung einer Jahresvermah- 
lung ist das Kalenderjahr, nicht das Getreidewirt- 
schaftsjahr. 

Absatz 5 

Die Ermittlung von verarbeiteten Getreidemengen 
richtet sich nach den von den Mühlen selbst abge- 
gebenen Meldungen. 

Absatz 6 

Da die Förderungsmaßnahmen dieses Gesetzes die 
Stillegung von Mühlen bezwecken, reicht es nicht 
aus, daß die Vermahlung von Brotgetreide einge- 
stellt wird; es muß auch sichergestellt sein, daß 
Vermahlungen nicht mehr durchgeführt werden 
können. 

Zu § 3 

Soweit der Mühlenstelle, die gemäß § 5 des Getrei- 
degesetzes als Anstalt des öffentlichen Rechts für 
das Gebiet der Mühlenwirtschaft errichtet worden 
ist, die Durchführung dieses Gesetzes übertragen 
wird, soll sie nicht nur - wie bereits in § 5 des 
Getreidegesetzes geregelt - der Rechtsaufsicht des 
Bundesministers, sondern auch seiner Fachaufsicht 
unterstehen. Die Aufsichtsrechte des Verwaltungs- 
rates der Mühlenstelle, in dem die betroffenen Wirt- 
schaftskreise, insbesondere die Mühlenverbände, 
vertreten sind, sollen bei der Durchführung dieses 
Gesetzes ausgeschlossen sein; die diesbezüglichen 
Bestimmungen des Getreidegesetzes finden daher 
im Rahmen dieses Gesetzes keine Anwendung. 
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Zu § 4 
Absatz 1 

Die gleichmäßige Aufteilung der für die Stillegung 
bereitgestellten öffentlichen Mittel auf drei Gruppen 
von Mühlen verfolgt den Zweck, Mühlen aller Grö- 
ßenklassen berücksichtigen zu können. Zwar wird in 
erster Linie ein Abbau von ausgenutzten Vermah- 
lungskapazitäten angestrebt, jedoch soll die Still- 
legungsaktion auch Klein- und Mittelmühlen ein 
Ausscheiden durch Zahlung von Abfindungen er- 
möglichen. Da sich die Reihenfolge der abzufinden- 
den Mühlen nach dem Ausnutzungsgrad richtet, 
müßte befürchtet werden, daß ohne eine derartige 
Aufteilung gut ausgenutzte Großmühlen die finan- 
ziellen Mittel im wesentlichen in Anspruch nehmen 
und die Klein- und Mittelmühlen, die nur über einen 
geringen Ausnutzungsgrad verfügen, nicht abgefun- 
den werden können. 

Die Einteilung der drei Gruppen erfolgt unter dem 
Gesichtspunkt der Zahl der Mühlen und des An- 
teiles dieser Mühlen an der Gesamtvermahlung. Im 
Getreidewirtschaftsjahr 1969/70 haben 4 715 Mühlen 
bis 1 200 Tonnen jährlich vermahlen mit einem An- 
teil an der Gesamtvermahlung von 13 "^/o, 360 Müh- 
len bis 10 000 Tonnen mit einem Anteil von 24®/o 
und 80 Mühlen über 10 000 Tonnen mit einem 
Anteil von 63 Vo. Da nicht genau vorauszusehen ist, 
ob die jeder Gruppe zugeteilten Mittel in Anspruch 
genommen werden, besteht die Möglichkeit, nicht 
benötigte Gelder auf die anderen Gruppen zu über- 
tragen. 

Absatz 2 

Diese Vorschrift regelt im einzelnen die Voraus- 
setzungen für die Zahlung von Abfindungen. Ein 
Rechtsanspruch auf Zahlung einer Abfindung be- 
steht nur, wem? die Voraussetzungen nach Absatz 2 
erfüllt und solange Mittel nach Absatz 1 vorhanden 
sind. Soweit eine Mühle entgegen den Bestimmun- 
gen des bisherigen Mühlengesetzes betrieben wird, 
ist eine Förderung ausgeschlossen. 

Die Einhaltung der Frist für die Stellung des An- 
trages auf Zahlung einer Abfindung ist Anspruchs- 
voraussetzung (Ausschlußfrist). Die Stillegungs- 
aktion soll schnell abgewickelt werden, damit den 
weiter arbeitenden Mühlen vor Auslaufen der Pla- 
fondregelung genügend Zeit bleibt zur Stärkung 
ihrer Marktposition durch Übernahme frei werden- 
der Marktanteile. Die Mühlenstelle kann mit der 
Durchführung der Stillegungsaktion erst beginnen, 
wenn alle zu berücksichtigenden Anträge vorliegen. 
Deshalb muß entscheidender Wert auf die Einhal- 
tung der Anmeldungsfrist gelegt werden. Diese Frist 
ist ausreichend, zumal die Mühlenwirtschaft schon 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes umfassend unter- 
richtet ist. 

Eine angemessene Streuung von Mühlen aller Grö- 
ßenklassen ist Voraussetzung für die Sicherung der 


Versorgung der Bevölkerung. Dieser Gesichtspunkt 
muß daher auch bei der Stillegung überschüssiger 
Kapazitäten beachtet werden. 

Feinmehlmühlen bis zu einer Tonne Tagesleistung 
sowie reine Backschrotmühlen, die nicht mehr als 
250 Tonnen Getreide jährlich verarbeitet haben, 
werden nicht berücksichtigt, da diese Mühlen für 
den Markt keine Bedeutung haben. Ebenso werden 
keine Betriebe abgefunden, die längere Zeit geruht 
haben und damit schon aus dem Wettbewerb aus- 
geschieden sind. 

Durch die Stillegung soll erreicht werden, daß die 
Mühlen aus dem Marktgeschehen ausscheiden und 
ihr Marktanteil von anderen Mühlen zur Verbesse- 
rung ihrer Leistungsfähigkeit übernommen werden 
kann. Dieser Zweck würde, wie die frühere Still- 
legungsaktion nach dem Mühlengesetz von 1957 ge- 
zeigt hat, zum Teil nicht erreicht werden, wenn die 
stillgelegte Mühle weiterhin Mahlerzeugnisse, die 
sie von dritter Seite, insbesondere von großen Müh- 
len, bezieht oder aus anderen Ländern importiert, 
lagert und wie vorher in ihrem bisherigen Absatz- 
gebiet vertreibt. Deshalb müssen auch die Lagerung 
und der Vertrieb von Mahlerzeugnissen eingestellt 
werden. 

Die Verpflichtungen der stillzulegenden Mühlen 
werden wie nach dem zur Zeit geltenden Mühlen- 
gesetz grundbuchmäßig an erster Rangstelle ge- 
sichert. Da die Eintragung im Grundbuch erfahrungs- 
gemäß längere Zeit in Anspruch nehmen kann, ist 
die Möglichkeit zur Auszahlung schon vor der Ein- 
tragung vorgesehen, wenn nach der Rechtslage im 
Einzelfall sichergestellt ist, daß der Eintragung keine 
Hindernisse im Wege stehen. Unabhängig von der 
dinglichen Sicherung muß der Inhaber die Verpflich- 
tung zur Zahlung einer Vertragsstrafe eingehen, 
falls er den Mühlenbetrieb wieder aufnimmt. 

Absatz 3 

Die vorrangige Abfindung der Mühlen mit hohem 
Ausnutzungsgrad ist geboten, um nicht nur den Ab- 
bau von Kapazitäten zu erreichen, sondern gleich- 
zeitig auch eine Stärkung der verbleibenden Mühlen 
durch eine bessere Auslastung. Die Bemessung des 
Ausnutzungsgrades nach der höchsten Jahresver- 
mahlung in der Referenzzeit schließt eine Benach- 
teiligung der Mühlen aus, die vorübergehend in- 
folge von baulichen Maßnahmen oder infolge eines 
durch höhere Gewalt verursachten Schadens geruht 
haben. 

Mühlen, in denen ausschließlich Backschrot herge- 
stellt werden kann, werden ohne Rücksicht auf ihren 
Ausnutzungsgrad abgefunden, weil ihr durchschnitt- 
licher Ausnutzungsgrad so erheblich unter dem der 
Feinmehlmühlen liegt, daß sie bei Anwendung der 
Sätze 1 und 2 kaum Aussicht auf Zahlung einer Ab- 
findung hätten. Die Feinmehlmühlen werden da- 
durch nicht spürbar benachteiligt. Es gibt in der Bun- 
desrepublik zur Zeit nur 37 reine Backschrotmühlen, 
die jährlich mehr als 250 Tonnen Getreide zu Badc- 
schrot verarbeiten, mit einer Gesamtvermahlung 
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von 46 000 Tonnen Getreide. Da diese Mühlen zu- 
dem überwiegend zu Brotfabriken und Bäckereien 
gehören, werden sich voraussichtlich nur wenige zur 
Stillegung melden. 

Zu §5 

Absatz 1 

Die Abfindungsbeträge von 120,- Deutsche Mark je 
Tonne des zu Mehl, Grieß und Dunst und von 
20,- Deutsche Mark je Tonne des zu Backschrot ver- 
arbeiteten Getreides sind so bemessen, daß einer- 
seits ein ausreichender Anreiz für Mühlen besteht, 
sich für die Förderung der Stillegung zu melden, 
andererseits die Stillegung von Vermahlungskapa- 
zitäten in dem erforderlichen Umfang aus den dafür 
bereitgestellten Mitteln finanziert werden kann. Der 
verhältnismäßig niedrig bemessene Abfindungs- 
betrag für Backschrot in Höhe von 20,- Deutsche 
Markt ist deshalb gerechtfertigt, weil die Verarbei- 
tung von Getreide zu Backschrot erheblich geringere 
Investitions- und Herstellungskosten verursacht als 
die Verarbeitung zu Mehl, Grieß und Dunst. Die 
Höhe der Abfindung richtet sich nach der höchsten 
Vermahlungsmenge in einem der drei Kalender- 
jahre; diese Regelung hat gegenüber einer Bemes- 
sung der Abfindung nach der durchschnittlichen Ver- 
mahlung in dieser Referenzperiode den Vorteil, daß 
die Mühlen nicht benachteiligt werden, die in die- 
sem Zeitraum vorübergehend geruht haben. 

Absatz 2 

Durch die Zahlung einer begrenzten Abfindung auch 
für die nicht ausgenutzte Tagesleistung - mit Aus- 
nahme der Kapazitäten zur Herstellung von Back- 
schrot - wird vor allem den Mühlen mit niedrigem 
Ausnutzungsgrad, die nach Absatz 1 nur eine ver- 
gleichsweise geringe Abfindung erhalten, ein zu- 
sätzlicher Ausgleich für ihr Ausscheiden aus dem 
Wettbewerb gewährt. Dieser Abfindungsbetrag ist 
allerdings erheblich niedriger bemessen als der nach 
Absatz 1, da vorrangig marktwirksame Kapazitäten 
entschädigt werden sollen. 

Absatz 3 

Der Höchstbetrag der Abfindung für die Verarbei- 
tung von Getreide zu Mehl, Grieß und Dunst wird 
begrenzt auf die Vermahlungsmenge, die an 250 
Tagen im Jahr bei 24stündiger Vermahlung mit 
der genehmigten Tagesleistung verarbeitet werden 
kann. Nur wenige Mühlen überschreiten diese Men- 
gen, da eine Mühle im allgemeinen nicht länger als 
an 250 Tagen im Jahr in Betrieb ist. Im übrigen 
bedeutet der Abfindungsbetrag von 120,- Deutsche 
Mark pro Tonne Jahresvermahlung eine ausrei- 
chende Entschädigung für die Stillegung des Betrie- 
bes, zumal das Jahr mit der höchsten Vermahlungs- 
menge zugrunde gelegt wird. 

Absatz 4 

Nach § 4 Abs. 2 Nr. 8 wird eine Stillegung nur 
gefördert, wenn sich der Inhaber der Mühle zur 


Zahlung von Abfindungen an seine Arbeitnehmer 
als Ausgleich für besondere Härten verpflichtet hat. 
Wie nach dem Mühlengesetz von 1957 ist vorge- 
sehen, daß auch diese Verpflichtungen aus öffent- 
lichen Mitteln erfüllt werden. Voraussetzung ist 
allerdings, daß im Einzelfall ein Härteausgleich auf 
Grund von mit den zuständigen Arbeitnehmerorga- 
nisationen festzulegenden Richtlinien erforderlich 
ist. Auch Beträge, die der Inhaber der Mühle aus 
sonstigen zwingenden Gründen seinen Arbeitneh- 
mern zu zahlen verpflichtet ist, können erstattet 
werden. 

Zu § 6 

Absätze 1 und 2 

Diese Vorschriften regeln das Antrags- und Bewilli- 
gungsverfahren für die Zahlungen nach § 5. Der 
Bewilligungsbescheid wird erteilt, wenn die in § 4 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 5 und Nr. 8 bis 10 sowie in 
§ 4 Abs. 2 Satz 2 genannten Voraussetzungen erfüllt 
sind und der Antragsteller nach § 4 Abs. 3 auf Grund 
des Ausnutzungsgrades seiner Mühle im Rahmen 
der vorhandenen Mittel gefördert werden kann. Die 
Erklärung des Antragstellers innerhalb von zwei 
Monaten, seine Mühle zu den in dem Bewilligungs- 
bescheid genannten Bedingungen stillzulegen, ist er- 
forderlich, damit der endgültige Kreis der abzufin- 
denden Mühlen möglichst bald feststeht und mit der 
Auszahlung begonnen werden kann. Bei Versäu- 
mung dieser Frist geht der Antragsteller seiner 
Rechte aus dem Bewilligungsbescheid verlustig 
(Ausschlußfrist). Ausgezahlt werden kann der Ab- 
findungsbetrag erst, wenn nach § 4 Abs. 2 Nr. 6 
und 7 der Betrieb stillgelegt ist und die Stillegung 
durch Eintragung einer beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeit oder vor der Eintragung durch geeig- 
nete Maßnahmen sichergestellt ist. 

Absatz 3 

Diese Vorschrift enthält die Ermächtigung zum Erlaß 
von Verfahrensvorschriften zur Durchführung der 
Stillegungsaktion. 

Zu §7 

Arbeitnehmer, für die das Ausscheiden aus stili- 
gelegten Mühlenbetrieben eine besondere Härte be- 
deutet, erhalten eine Abfindung. Durch die in dieser 
Vorschrift vorgesehenen Vergünstigungen sollen 
diese Arbeitnehmer in den vollen Genuß der Abfin- 
dungen gelangen. 

Die Abfindungen für die Mühlenbetriebe nach § 5 
Abs. 1 und 2 werden im Gegensatz zu dem zur Zeit 
geltenden Mühlengesetz nicht mehr ausdrücklich 
steuerlich begünstigt. Die Abfindungen für Mühlen, 
die nicht in der Form einer Kapitalgesellschaft be- 
trieben werden, sind in der Regel Veräußerungs- 
gewinne im Sinne des § 34 des Einkommensteuer- 
gesetzes und unterliegen daher ohnehin der steuer- 
lichen Begünstigung. Die Einführung weiterer Steu- 
ervergünstigungen, insbesondere bei der Körper- 
schaftsteuer, begegnet erheblichen Bedenken, weil 
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die Steuerpolitik den Abbau derartiger Vergünsti- 
gungen anstrebt und andere Wirtschaftszweige ähn- 
liche Regelungen verlangen würden. 

Zu § 8 

Absatz 1 

Für alle Mühlen wird die Vermahlung für die Dauer 
von 5 Jahren begrenzt. Grundlage für die Berech- 
nung des Vermahlungsplafonds ist die Tageslei- 
stung, die der Mühlenstelle 1957 gemeldet worden 
ist. Um den weiter arbeitenden Mühlen einen aus- 
reichenden Spielraum für eine Steigerung ihrer Ver- 
mahlung und damit ihres Ausnutzungsgrades durch 
Übernahme der aus der Stillegungsaktion frei wer- 
denden Marktanteile zu geben, ist es notwendig, 
aber auch ausreichend, den Vermahlungsplafond um 
15 ®/o anzuheben. 


Absatz 2 

Um den Besitzstand der Mühlen zu wahren, die in 
der Vergangenheit auf Grund einer längeren Ar- 
beitszeit eine größere Getreidemenge verarbeitet 
haben, als nach ihrem Vermahlungsplafond zulässig 
ist, sieht Absatz 2 die Möglichkeit vor, den Vermah- 
lungsplafond entsprechend zu erhöhen. Der Vermah- 
lungsplafond wird nur insoweit angehoben, als die 
Mühle den Nachweis für eine höhere Zahl von 
Arbeitstagen in dem betreffenden Jahr erbringt; 
Mehrvermahlungen auf Grund unzulässiger Erwei- 
terungen der Tagesleistung werden nicht in den 
Besitzstandsschutz einbezogen. 

Auch diesen Mühlen muß die Möglichkeit einge,- 
räumt werden, über ihre bisherige Vermahlung hin- 
aus frei werdende Marktanteile zu übernehmen. 
Deshalb wird auch dieser Vermahlungsplafond um 
15 ^/o bis höchstens 6 000 Tonnen angehoben. 


Diese Anhebung des Vermahlungsplafonds muß 
aber auf höchstens 6 000 Tonnen Jahresvermahlung 
begrenzt werden, damit den Mühlen aller Größen- 
klassen ein Anwachsen ihrer Marktanteile ermög- 
licht wird; ohne diese Begrenzung wäre zu befürch- 
ten, daß wenige kapitalstarke Großmühlen die frei 
werdenden Marktanteile an sich ziehen würden. 

Der Vermahlungsplafond beträgt für alle Mühlen 
mindestens 1 200 Tonnen. Dieser Mindestplafond 
entspricht in etwa der Menge, die eine Mühle mit 
einer Tagesleistung von 4 Tonnen bei 250 Arbeits- 
tagen zuzüglich 15®/o vermahlen kann. Da die 
Marktbedeutung der Mühlen bis 4 Tonnen Tages- 
leistung gering ist, beträgt ihr Vermahlungsplafond 
kraft Gesetzes einheitlich 1 200 Tonnen. Der Aus- 
nutzungsgrad dieser 3 273 Feinmehlmühlen mit einer 
Gesamttagesleistung von 6 700 Tonnen liegt im 
Durchschnitt unter 20®/o; diese Mühlen haben also 
die Möglichkeit, ihre Vermahlung bis zu dem Min- 
destplafond von 1 200 Tonnen erheblich zu steigern. 
Nach dem 31. Dezember 1971 neu errichtete Mühlen 
dürfen ebenfalls bis zu 1 200 Tonnen im Jahr ver- 
mahlen. 

Am Beispiel einiger repräsentativer Mühlengruppen 
über 4 Tonnen Tagesleistung wird deutlich, daß die 
vorgesehene Vermahlungsregelung eine erhebliche 
Steigerung der Vermahlung zuläßt: 


Tages- 

leistung 

in 

Tonnen 

durchschnittl. 

Jahresver- 
mahlung pro 
Mühle in 
Tonnen 
1068/69 

durchschnittl. 
tatsächlicher 
Ausnutzungs- 
grad (250 
Arbeitstage) 
pro Mühle 
in ^0 

Vermahlungs- 
plafond 
in Tonnen 
gemäß § 8 
Abs. 1 Satz 4 

5 

238 

19,3 

1 438 

10 

924 

36,8 

2 875 

20 

2914 

59,2 

5 750 

50 

8 473 

69,3 

14 375 

100 

17 303 

72,8 

28 750 

500 

125 624 

88,2 

131 000 


Absatz 3 

Nach dieser Vorschrift ist im Einzelfall eine Er- 
höhung des Vermahlungsplafonds in besonderen 
Ausnahmesituationen möglich, insbesondere bei 
einer Gefährdung der Versorgung der Bevölkerung 
mit Mahlerzeugnissen. Unter diesen Voraussetzun- 
gen kann auch der Plafond von 1 200 Tonnen der 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes errichteten Müh- 
len erhöht werden. 

Absatz 4 

Durch die Erhebung eines Ausgleichsbetrages in 
Höhe von 70,- Deutsche Mark für jede Tonne Ge- 
treide, die über den Vermahlungsplafond hinaus 
vermahlen wird, ist die Einhaltung der Vermah- 
lungsbeschränkungen weitgehend sichergestellt. 

Zu § 9 

Die Zusammenlegung von Vermahlungsmengen 
dient den Zielen dieses Gesetzes, weil hierdurch 
Kapazitäten abgebaut werden und die Rationalisie- 
rung von Mühlen gefördert wird. Andererseits muß 
verhindert werden, daß durch Zusammenlegungen 
eine verstärkte Konzentration der Getreideverarbei- 
tung auf wenige Gebiete und wenige Großmühlen 
erfolgt. 

Die Zusammenlegung darf nicht dem Zweck des Ge- 
setzes zuwiderlaufen, zur Sicherung der Versorgung 
der Bevölkerung und der Aufnahme der deutschen 
Getreideernte eine leistungsfähige Mühlenwirtschaft 
mit Betrieben aller Größenklassen zu erhalten. Eine 
unerwünschte Konzentration wird durch die Begren- 
zung des Vermahlungsplafonds bei der aufnehmen- 
den Mühle auf 50 000 Tonnen erreicht; eine Aus- 
nahme von dieser Beschränkung ist allerdings dann 
mit den Zielen dieses Gesetzes vereinbar, wenn die 
Mühlen räumlich nicht weit voneinander getrennt 
sind oder eine besondere Marktsituation im Einzel- 
fall die Überschreitung der Grenze von 50 000 Ton- 
nen rechtfertigt. Ausgeschlossen ist die Übernahme 
von Vermahlungsmengen einer Mühle, die schon 
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längere Zeit geruht hat, um zu vermeiden, daß nicht 
ausgenutzte Vermahlungsmengen realisiert werden, 
die bisher für den Markt bedeutungslos waren. Aus 
dem gleichen Grunde kann der Vermahlungsplafond 
der stillgelegten Mühle nur insoweit übernommen 
werden, als er tatsächlich ausgenutzt worden ist. 
Durch die Eintragung einer beschränkten persön- 
lichen Dienstbarkeit im Grundbuch wird die Still- 
legung der Mühle, deren Vermahlungsmenge von 
einer oder mehreren anderen Mühlen übernommen 
wird, sichergestellt. 

Zu § 10 

Die Verlegung von Mühlen ist grundsätzlich zu- 
lässig. Eine Einschränkung kann sich nur durch das 
Ziel des Gesetzes ergeben, eine leistungsfähige 
Mühlenwirtschaft im gesamten Bundesgebiet zu er- 
halten. 

Zu § 11 
Absatz 1 

Die Mühlenstelle führt die Stillegungsaktion durch 
und nimmt auch das zur Vorfinanzierung erforder- 
liche Darlehen auf. Die Höhe des Darlehens ist auf 
100 000 000,- Deutsche Mark begrenzt. 

Absatz 2 

Die von der Mühlenwirtschaft zu zahlende Abgabe 
wird so berechnet, daß mit diesem Aufkommen die 
Tilgungs- und Zinskosten des Darlehens gedeckt 
werden. Zur Absicherung ist eine Bundesbürgschaft 
erforderlich. 

Zu § 12 

Absätze 1 und 2 

Diese Vorschriften regeln die Finanzierung der Still- 
legungsaktion durch die Mühlenwirtschaft. Zu die- 
sem Zweck zahlen die weiter arbeitenden Mühlen 
eine Abgabe von 6, — Deutsche Mark pro Tonne 
verarbeiteten Brotgetreides bis spätestens 31. De- 
zember 1977; der Bundesminister kann durch Rechts- 
verordnung nach Abs. 7 unter Berücksichtigung der 
zur Rückzahlung und Verzinsung des Darlehens er- 
forderlichen Mittel die Abgabe ermäßigen. Da die 
Abgabe für Mühlen mit einer geringen Vermah- 
lungsmenge eine erhebliche Belastung bedeutet, 
werden die Mühlen bis zu 600 Tonnen Jahresver- 
mahlung - es handelt sich hierbei im wesentlichen 
um Mühlen der unteren Tagesleistungsgruppen - 
ganz von der Abgabe befreit. Durch die Abgabe- 
regelung für Mühlen zwischen 600 Tonnen und 
1200 Tonnen Jahresvermahlung wird ein allmäh- 
licher Übergang bis zur vollen Belastung ermöglicht. 
Soweit das Aufkommen aus der Abgabe nicht für die 
Tilgung und Verzinsung des Darlehens benötigt 
wird, kann es auch unmittelbar für die Förderung 
der Stillegung sowie für die Abfindung von Ost- 
müllern verwendet werden. 


Absatz 3 

Um die Konkurrenzfähigkeit der deutschen Mühlen- 
wirtschaft beim Export nicht zu beeinträchtigen, wird 
das für den Mehlexport verwendete Getreide nicht 
belastet; soweit die Abgabe bereits erhoben wor- 
den ist, wird sie erstattet. 

Absätze 4 und 5 

Diese Vorschriften regeln den Zeitpunkt der Ent- 
stehung der Abgabeschuld und bestimmen die Per- 
son des Abgabeschuldners. 

Absatz 6 

Durch die weitere Belastung der Mühlen mit einer 
Abgabe bis zu 6, — ■ Deutsche Mark pro Tonne Ge- 
treide neben der noch bis Ende 1975 erhobenen Ab- 
gabe von 2,10 Deutsche Mark in der Handelsmüllerei 
und von 1,05 Deutsche Mark in der Lohn- und Um- 
tauschmüllerei droht die Gefahr einer Wettbewerbs- 
verzerrung zugunsten von Importen ausländischer 
Mahlerzeugnisse. Zur Abwendung dieser Gefahr 
muß die Abgabe in derselben Höhe und für dieselbe 
Dauer wie auf die im Inland zu Mahlerzeugnissen 
verarbeiteten Getreidemengen auch auf importierte 
Mahlerzeugnisse bei der Einfuhr nach Um- 
rechnung in die verwendeten Getreidemengen 
erhoben werden. Da die Abgabe insoweit bei 
der Einfuhr zu zahlen ist, wird die Erhebung 
den Bundesfinanzbehörden bei sinngemäßer An- 
wendung der Zollvorschriften übertragen. Die Ver- 
wendung der durch diese Abgabe aufgekommenen 
Beträge für einen der in diesem Gesetz genannten 
Zwecke ist ausgeschlossen. 

Absatz 7 

Diese Vorschrift enthält die Ermächtigung zum Erlaß 
der erforderlichen Durchführungsvorschriften. Die 
entsprechende Anwendung von Vorschriften des 
Verwaltungskostengesetzes betrifft die Erhebung 
von Säumniszuschlägen, die Stundung, Niederschla- 
gung, den Erlaß und die Verjährung von Abgabe- 
forderungen. 

Absatz 8 

Diese Vorschrift gilt für den Fall, daß nach Abwick- 
lung der gesamten Mühlensanierungsaktion ein 
Restbetrag an finanziellen Mitteln übrig bleibt. 

Zu § 13 

Die Mühlenstelle erhebt zur Deckung ihrer Verwal- 
timgskosten, die bei der Durchführung von Aufgaben 
auf Grund des Getreidegesetzes entstehen, eine Ab- 
gabe gemäß § 15 Abs. 1 des Getreidegesetzes. Dieses 
Abgabeaufkommen soll auch die Verwaltungskosten 
decken, die der Mühlenstelle bei der Durchführung 
dieses Gesetzes entstehen. 

Zu § 14 

Die Verpflichtung zur Erteilung von Auskünften und 
zur Duldung von Betriebsprüfungen ist erforderlich. 
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um die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen 
überwachen zu können. 

Zu § 15 

Die Verletzung von Geheimhaltungspflichten durch 
Angehörige und Beauftragte der zuständigen Be- 
hörden wird unter Strafandrohung gestellt. 

Zu § 16 

Die Verletzung der Genehmigungspflicht bei der 
Verlegung einer Mühle und die Verletzung der Aus- 
kunftspflichten können als Ordnungswidrigkeiten 
mit Geldbußen geahndet werden. 

Zu§ 17 
Absatz 1 

Ostmüller im Sinne dieses Gesetzes ist ein Ver- 
triebener oder Sowjetzonenflüchtling nach §§ 1 bis 4 
des Bundesvertriebenengesetzes in der Fassung vom 
14. August 1957 (BGBL I S. 1215), der bis zur Ver- 
treibung oder bis zur Flucht als Eigentümer oder 
Pächter oder in einem sonstigen Nutzungsrechtsver- 
hältnis eine gewerbliche Getreidemühle geführt hat. 
Zur berufsgleichen Eingliederung der Ostmüller 
nach § 75 Abs. 3 des Bundesvertriebenengesetzes 
wurde nach Maßgabe der jeweils gültigen Durch- 
führungsverordnung zum Getreidegesetz über die 
Vermahlung von inländischem Weizen, ausländi- 
schem Füllweizen und ausländischem Qualitätswei- 
zen der Abschluß von Verträgen zwischen Ostmül- 
lern und westdeutschen Betrieben über tätige Teil- 
haberschaften und Werklohnvermahlungen sowie 
der Abschluß von Werklieferungsverträgen geför- 
dert. Für die Vermahlung von ausländischem Quali- 
tätsweizen und ausländischem Füllweizen wurde 
den Ostmüllern von der Mühlenstelle eine Jahres- 
grundmenge zugeteilt, für deren Bemessung die bis 
zum Jahre 1945 geltenden Kontingente herangezo- 
gen wurden. 

Diese Maßnahmen bildeten einen Anreiz für die 
westdeutschen Müller, Verträge mit den Ostmüllern 
abzuschließen, weil seinerzeit die Vermahlung von 
ausländischem Qualitätsweizen und ausländischem 
Füllweizen beschränkt war. Im Jahre 1962 hatten 
240 Ostmüller eine Jahresgrundmenge zugeteilt er- 
halten und 178 Ostmüller Verträge mit westdeut- 
schen Müllern abgeschlossen. Diese vertragsgebun- 
denen Ostmüller hatten am 30. Juni 1962 eine 
Jahresgrundmenge von rund 377 000 Tonnen und 
haben im Wirtschaftsjahr 1961/62 rund 133 000 Ton- 
nen Weizen, davon rund 82 000 Tonnen Qualitäts- 
weizen vermahlen lassen. 

Seit Juli 1962 sind die Förderungsmaßnahmen des 
Bundesministers eingestellt worden, weil die seit- 
dem geltende EWG-Getreidemarktordnung men- 
genmäßige Beschränkungen bei der Getreideeinfuhr 
und damit auch eine gesetzliche Vermahlungsrege- 
lung bei Inlands- und Auslandsweizen untersagt. 


Nach einem Initiativgesetzentwurf der Abgeordne- 
ten Rehs, Storm, Rock, Walter und Genossen vom 
25. März 1969 (Bundestagsdrucksache V/4030) sollte 
den Ostmüllern, deren geförderte selbständige Er- 
werbstätigkeit infolge der Außerkraftsetzung der 
Regelung über die Vermahlung von inländischem 
Weizen und ausländischem Qualitätsweizen beendet 
worden ist, eine Abfindung gezahlt werden; zu 
diesem Zweck sollte die nach dem Mühlengesetz von 
1957 erhobene Abgabe in Höhe von 2,10 Deutsche 
Mark pro Tonne vermahlenen Brotgetreides um 0,10 
Deutsche Mark erhöht werden. Aus Zeitgründen 
konnte dieser Gesetzentwurf von dem Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten des Deut- 
schen Bundestages nicht mehr abschließend beraten 
werden. Der Ausschuß erteilte der Bundesregierung 
den Auftrag, eine Abfindung der Ostmüller im Rah- 
men der in Aussicht gestellten neuen gesetzlichen 
Regelung einer Mühlensanierungsaktion zu prüfen. 
Soweit die geförderte selbständige Erwerbstätigkeit 
eines Ostmüllers durch die EWG-Getreidemarkt- 
ordnung beendet worden ist, soll ihm hierfür ein 
finanzieller Ausgleich gewährt werden. Vorausset- 
zung ist, daß der Ostmüller bei Inkrafttreten der 
EWG-Getreidemarktordnung Vermahlungsverträge 
mit westdeutschen Müllern abgeschlossen hatte. 

Für die Abfindung von Ostmüllern können Mittel 
bis zum Betrage von insgesamt höchstens einer Mil- 
lion Deutsche Mark verwendet werden. Wie die 
Stillegungsabfindungen werden auch diese Abfin- 
dungen von der Mühlenwirtschaft finanziert. 

Absatz 2 

Die Regelung der Einzelheiten erfolgt durch Richt- 
linien. 

Zu § 18 

§ 6 des Getreidegesetzes, der die Bildung eines Be- 
schwerdeausschusses bei der Mühlenstelle vorsieht, 
ist bedeutungslos geworden und wird deshalb auf- 
gehoben. Aufgehoben werden ferner überholte 
Durchführungsverordnungen zum Mühlengesetz. 

Zu § 19 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlinklausel. 

Zu § 20 

Das Mühlengesetz von 1957 tritt mit Ausnahme ein- 
zelner Bestimmungen am 31. Dezember 1971 außer 
Kraft. Um den unmittelbaren Anschluß an das zu 
diesem Zeitpunkt auslaufende grundsätzliche Errich- 
tungs- und Erweiterungsverbot herzustellen, muß 
dieses Gesetz am 1. Januar 1972 in Kraft treten. Da- 
mit gleichzeitig die zur Durchführung dieses Geset- 
zes erforderlichen Rechtsverordnungen in Kraft tre- 
ten können, müssen die Vorschriften, die zu ihrem 
Erlaß ermächtigen, sofort nach der Verkündung die- 
ses Gesetzes in Kraft treten. 
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